
KRISENJAHRE

Mit größten Kraftanstrengungen, hohem 
persönlichen Einsatz und viel Empathie 
begegnen die Zahnärztinnen und Zahn­
ärzte mit vereinten Kräften in ihren Pra­
xen und in den Selbstverwaltungskörper­
schaften den immensen Herausforderun­
gen der Pandemie. Zuverlässig haben wir 
unsere Patientinnen und Patienten, aber 
auch unsere Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter unter Einhaltung unserer bekannt 
hohen Hygienestandards vor Infektions­
übertragungen bewahrt und trotz aller 
Schwierigkeiten zu jedem Zeitpunkt 
die flächendeckende und wohnortnahe 
zahnärztliche Versorgung der Bevölke­
rung aufrechterhalten. Quasi aus dem 
Stand heraus und nahezu ohne staatliche 
Unterstützung haben wir gleich zu Be­
ginn der Krise ein flächendeckendes Netz 
von Schwerpunktpraxen und Behand­
lungszentren aufgebaut, um mit dem 
Coronavirus Infizierte und Verdachtsfälle 
unter strengsten Schutzvorkehrungen 
getrennt vom normalen Praxisbetrieb ver­
sorgen zu können. Enge Zusammenarbeit 
mit der Wissenschaft und ein zwischen 
den standespolitischen Bundesorganisa­
tionen abgestimmtes Krisenmanagement 
sowie Einsatzbereitschaft, Eigeninitiative 
und Improvisationstalent in den Praxen 
waren und sind zu jedem Zeitpunkt gefor­
dert. Die Kolleginnen und Kollegen, die 
sich ohne besonders honoriert zu werden 
freiwillig mit ihren Praxisteams zur Ver­

sorgung der Verdachts­ und Infektions­
fälle bereiterklärt hatten, mussten ihre 
Praxen komplett auf die besonderen Ge­
gebenheiten umrüsten. Die Kassenzahn­
ärztlichen Vereinigungen und Zahnärzte­
kammern stellten die Organisation der 
Schwerpunktpraxen und die Zuweisung 
der Patientinnen und Patienten ebenso 
störungsfrei sicher, wie die Distribution 
der vom Bund über die Kassenzahnärzt­
liche Bundesvereinigung zur Verfügung 
gestellten Schutzausrüstungen für die 
Schwerpunktpraxen.

Anders als Krankenhäuser und Ärzteschaft 
muss die Vertragszahnärzteschaft unver­
ständlicherweise bis heute sämtliche Hy­
gieneartikel und Schutzausrüstung zur 
Vermeidung von Infektionsübertragun­

gen selbst beschaffen und finanzieren, 
trotz der gerade in Zeiten der ersten Welle 
chaotischen Zustände und Knappheit auf 
dem Weltmarkt und der dadurch extrem 
gestiegenen Kosten. Und obwohl die 
zahnmedizinische Versorgung von der 
Politik immer wieder als wichtiger und 

vorbildlicher Bestandteil der ambulanten 
medizinischen Versorgung gelobt wird, 
scheiterten die intensiven Bemühungen 
der KZBV, die zahnmedizinischen Versor­
gungsstrukturen mit einem wirtschaftli­
chen Schutzschirm krisenfester zu machen, 
am politischen Widerstand der Sozial­
demokraten in der Regierungskoalition. 
Mehr als eine vollumfänglich zurückzuzah­
lende Liquiditätshilfe war die zahnmedizi­
nische Versorgung den Verantwortlichen 
dort nicht Wert. So musste die Zahnärzte­
schaft weitestgehend auf sich allein ge­
stellt das erste Pandemiejahr meistern.

Erhebliche Rückgänge in der Leistungs­
inanspruchnahme waren Folge ausblei­
bender Patientenkontakte, die aus Angst 
vor Infektionsrisiken gerade im zweiten 

Quartal 2020 zu teilweise erheblichen wirt­
schaftlichen Einbußen in den Praxen führ­
ten. Gerade junge Praxen, die erst kurz 
vor dem Pandemieausbruch mit hohen 
Schulden den Schritt in die Selbstständig­
keit gewagt hatten, waren und sind exis­
tenziell bedroht. Nicht nur, dass Zahn­
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ärztinnen und Zahnärzten und ihre 
Praxisteams die Kinderbetreuung wegen 
angeblich fehlender Systemrelevanz der 
Zahnmedizin mancherorts verwehrt 
wurde, selbst den Anspruch auf Kurzarbei­
tergeld mussten KZBV und BZÄK beim zu­
ständigen Arbeitsministerium erstreiten. 
Umso verständlicher war die tiefe Frustra­
tion in der Kollegenschaft über die feh­
lende Wertschätzung und die dokumen­
tierte Ungleichbehandlung gegenüber 
anderen Heilberufsgruppen. Mir persön­
lich hat das beispielhafte Engagement der 
Kolleginnen und Kollegen im Verbund mit 
ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
einmal mehr nach der Flüchtlingskrise 
höchsten Respekt und Anerkennung ab­
verlangt. Dass sich unsere Patientinnen 
und Patienten auch in Krisenzeiten auf 
ihre Zahnärztinnen und Zahnärzte verlas­
sen können, hat der Berufsstand erneut 
eindrucksvoll unter Beweis gestellt. Dank 
sei an dieser Stelle an den Dentalhandel 
gerichtet, der die Praxen nach Kräften 
auch und vor allem in den besonders 
schweren ersten Monaten der Pandemie 
unterstützt hat.

Erfolge für 2021

In das Jahr 2021 sind wir wie alle Bürgerin­
nen und Bürger mit der Hoffnung auf vor­
sichtige Besserung der pandemischen 
Lage durch den mehrwöchigen Lock­
down, die Teststrategie und die angelau­
fenen Impfmaßnahmen gestartet. Aber 
auch jetzt in der dritten Welle sehen wir 
uns mit teilweise erheblichen Abstim­
mungsproblemen in der Politik und Or­
ganisationsmängeln auf der Ebene der 
Behörden konfrontiert. Unterschiedliche 
Regelungen in den Ländern hinsichtlich 
der Eingruppierung der Zahnärzte in die 
Impfgruppen haben nicht zur Beruhigung 
der Kollegenschaft beigetragen, ganz zu 
schweigen von dem vielerorts herrschen­
den Terminvergabechaos. Immerhin hat 
sich die Marktlage bei der Beschaffung 
von Hygiene- und Schutzausrüstungsarti­
keln gegenüber der ersten Welle einiger­
maßen entspannt. Nahezu alle benötig­
ten Artikel sind heute lieferbar, wobei sich 
die Preise immer noch auf einem hohen 
Niveau befinden. Unsere intensiven Be­
mühungen, mit dem GKV-SV schon in 
2020 auf Ebene der Bundesmantelver­

tragspartner zu einer Schutzschirmrege­
lung für die Praxen zu kommen, scheiter­
ten letztendlich an der Zustimmung der 
Krankenkassen. Trotz dieses Rückschlages 
haben wir nicht nachgelassen, bei den 
Kostenträgern deren Mitverantwortung 
für die Sicherstellung der Versorgung und 
somit auch der zahnärztlichen Versor­
gungsstrukturen einzufordern. An erster 
Stelle unseres Forderungskataloges stand 
dabei eine finanzielle Entschädigung für 
die Pandemie-bedingten erheblichen zu­
sätzlichen Aufwände und Sachkosten der 
Vertragszahnärzteschaft im Zusammen­
hang mit der Behandlung von GKV-Versi­
cherten. 

Vor wenigen Wochen konnten wir dann 
mit dem GKV-SV eine bundesmantelver­
tragliche Vereinbarung im Sinne eines 
„Pandemiezuschlages“ abschließen, die 
am 1. April in Kraft getreten ist. Danach 
werden die Krankenkassen in der zweiten 
Jahreshälfte einen Betrag von maximal 
275.000.000 Euro als einmalige pauschale 
Abgeltung unabhängig von der jeweili­
gen Gesamtvergütung an die KZVen zah­
len. Diese werden dann die von den ein­
zelnen Kassen gezahlten Beträge nach 
einem von der KZBV vorgegebenen bun­
deseinheitlichen Verteilungsschlüssel an 
die Zahnärzteschaft verteilen. Damit 
haben die gesetzlichen Krankenkassen 
schlussendlich ihre Mitverantwortung für 
die Bewältigung der Lasten der Pandemie 
auch im Bereich der vertragszahnärztli­
chen Versorgung anerkannt, was wir aus­
drücklich begrüßen. 

Erfolgreich waren auch unsere Aktivitäten 
auf politischer Ebene. Mit dem GPVG hat 
der Gesetzgeber zentrale Forderungen der 
KZBV aufgegriffen, mit deren Hilfe das ver­
tragszahnärztliche Versorgungssystem ein 
stückweit krisenfester werden wird. So kön­
nen wir zum einen in Zukunft jungen Pra­
xen, die in eine Corona-bedingte wirtschaft­
liche Schieflage geraten sind, über einen 
Strukturfond, an dessen Finanzierung sich 
die Krankenkassen hälftig beteiligen müs­
sen, finanziell unter die Arme greifen. Darü­
ber hinaus wurde der Grundsatz verankert, 
dass Pandemie-bedingte Rückgänge der 
Leistungsinanspruchnahme keinen negati­
ven Einfluss auf die zukünftigen Honorar­
vereinbarungen haben dürfen; mithin ist 
also das Prinzip der Fortgeltung einer ver­

zerrungsfreien Vergütung in Krisenzeiten 
festgeschrieben worden. Darüber hinaus 
wurde für die Jahre 2021 und 2022 der 
„Budgetdeckel“ aufgehoben. Vergütungs­
obergrenzen dürfen in diesem Zeitraum 
nicht vereinbart werden, womit die Mög­
lichkeit geschaffen wird, Pandemie-bedingt 
nicht erfolgte Behandlungen in dieser Zeit 
nachholen zu können und diese auch 
vollumfänglich honoriert zu bekommen. 
Schlussendlich wurde auch die in 2020  
gezahlte Liquiditätshilfe für 2021 festge­
schrieben und der Rückzahlungszeitraum 
bis 2023 verlängert.

Zukünftige Bewältigungs­
strategien erarbeiten

Zwischenzeitlich ist es eine banale Weis­
heit geworden, dass die Pandemie nicht 
nur ein langes Jahr gedauert hat, sondern 
auch noch – abhängig unter anderem von 
neuerlichen, mutationsbedingten Lage­
verschlechterungen – lange in das aktu­
elle Jahr hinein fortdauern wird. Und ohne 
der Schwarzmalerei verdächtigt zu wer­
den, darf man getrost mutmaßen, dass die 
nächste Pandemie oder die nächste Krise 
von nationalem Ausmaß nicht allzu lange 
auf sich wird warten lassen. Umso mehr 
fordert die KZBV, neben weiteren intensi­
ven Anstrengungen zur Bewältigung der 
aktuellen Siuation, aus den Erfahrungen 
der Corona-Jahre zu lernen und konkrete 
nationale Bewätigungsstrategien und 
Notfallpläne zu erarbeiten und bereitzu­
halten. Hierzu haben wir unsere Erfahrun­
gen aus der Krise in unserem Papier „les­
sons learned“ zusammengefasst und in 
die politische Diskussion getragen. Ledig­
lich auf Sicht zu fahren, langwierige und 
kontroverse Meinungsbildungsprozesse 
föderaler Natur auszutragen und so die 
Bevölkerung zu verunsichern, kann kein 
Rezept für die Zukunft sein.

Fortdauernder Einsatz  
für Modernisierung

So sehr das Virus uns in 2020 in Atem ge­
halten hat und uns auch in 2021 vor große 
Herausforderungen stellen wird, so sehr 
arbeiten wir als Kassenzahnärztliche  
Bundesvereinigung gemeinsam mit den  
17 KZVen auch in dieser Zeit an der Reali­
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sierung unserer Konzepte zur Modernisie­
rung und Verbesserung der zahnärztli­
chen Versorgung. Unser Ziel ist und bleibt 
es, in einem von Freiberuflichkeit und 
Selbstverwaltung getragenen Gesund­
heitssystem allen Menschen in dieser Ge­
sellschaft einen gleichberechtigten und 
barrierearmen Zugang zu einer moder­
nen, flächendeckenden, wohnortnahen 
und qualitätsgesicherten Prävention und 
Versorgung zu ermöglichen, um so die 
Mund- und Allgemeingesundheit der Be­
völkerung über alle sozialen Schichten 
hinweg zu erhalten und zu verbessern.

Verbesserung der  
vertragszahnärztlichen  
Versorgung

Beispielhaft sei im Hinblick auf das Ver­
sorgungsgeschehen an dieser Stelle er­
wähnt, dass kurz vor dem Jahresende der 
Gemeinsame Bundesausschuss den Vor­
schlägen der KZBV zur Novellierung der 
Richtlinie für die systematische Parodon­
titistherapie in weiten Teilen gefolgt ist. 
Nach vielen Jahren des Stillstands in die­
sem für die Gesundheit so immens wich­
tigen Leistungsbereich (die alte Richtlinie 
stammt aus den 1970er-Jahren) und er­
heblichen Widerständen der Kostenträger 
wird die neue Therapiestrecke auf der 
Basis der aktuellen wissenschaftlichen Er­
kenntnisse im Juli in die Versorgung kom­
men. Für uns stellt die Erreichung dieses 
Ziels einen Meilenstein im Kampf gegen 

die Volkskrankheit Parodontitis mit ihren 
gravierenden, aber immer noch vielfach 
unterschätzten negativen Auswirkungen 
auf die Mund- und Allgemeingesundheit 
dar. Auch die Unterkieferprotrusions­
schiene als Zweitlinientherapie zur Be­

handlung einer obstruktiven Schlafapnoe 
ist künftig Bestandteil der vertragszahn­
ärztlichen Versorgung und findet damit 
auch Einzug in das vertragszahnärztliche 
Leistungsgeschehen, da die Schiene aus­
schließlich über den Zahnarzt zahntech­
nisch individuell angefertigt und von ihm 
eingegliedert werden muss. Seit einigen 
Monaten sind zudem Videosprechstun­
den, Videofallkonferenzen und Telekon­
sile in der vertragszahnärztlichen Ver­
sorgung im Einsatz. Als Förderer der 
Digitalisierung im Gesundheitswesen 
haben wir mit der von uns auf den Weg 
gebrachten und kürzlich verabschiedeten 
IT-Sicherheitsrichtlinie – gegen vielfältige 
Widerstände – eine bürokratiearme Lö­
sung durchgesetzt, die in den Praxen 
auch umgesetzt werden kann ohne neu­
erliche Bürokratiemonster zu schaffen.

Nach wie vor setzen wir uns entschieden 
für den Erhalt und die Förderung eines  

von Freiberuflichkeit und einer starken 
Selbstverwaltung getragenen dualen Ge­
sundheitssystems ein. Immer tiefere und 
weitreichendere staatliche Eingriffe in die 
Selbstverwaltung, deren fortdauernde 
Gängelungen und Sanktionierungen scha­

den unserem Gesundheitssystem ebenso 
nachhaltig, wie die zunehmende Verge­
werblichung und Ökonomisierung die 
Grundpfeiler dieses weltweit so anerkann­
ten Systems sukzessive untergraben. Un­
sere Forderungen, Vorschläge und Kon­
zepte für die Bundestagswahl und die 
folgende Legislatur werden wir in unserer 
Agenda Mundgesundheit 2021–2025 an 
die Politik adressieren.

Dr. Wolfgang Eßer
Vorsitzender des Vorstandes
der Kassenzahnärztlichen 
Bundesvereinigung
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